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gewährleistet ist. Sind sie erheblich, sind sie von der Ge­
meindevertretung zu beschließen.

(2) Für Investitionen, die im folgenden Jahr fortgesetzt 
werden, sind überplanmäßige Ausgaben auch dann zulässig, 
wenn ihre Deckung im laufenden Jahr nur durch Erlaß einer 
Nachtragszahlung möglich wäre, die Deckung aber im fol­
genden Jahr gewährleistet ist.

§42
Finanzplanung

(1) Die Gemeinde hat ihrer Haushaltswirtschaft eine fünf­
jährige Finanzplanung zugrunde zu legen. Das erste Pla­
nungsjahr der Finanzplanung ist das laufende Haushalts­
jahr.

(2) Im Finanzplan sind Umfang und Zusammensetzung der 
voraussichtlichen Ausgaben und die Deckungsmöglichkeiten 
darzustellen.

(3) Als Unterlage für die Finanzplanung ist ein Investitions­
programm aufzustellen.

(4) Der Finanzplan ist der Gemeindevertretung spätestens 
mit dem Entwurf der Haushaltssatzung vorzulegen.

(5) Der Finanzplan und das Investitionsprogramm sind 
jährlich der Entwicklung anzupassen und fortzuführen.

§43
Verpflichtungsermächtigungen

(1) Verpflichtungen zur Leistung von Ausgaben für Investi­
tionen und Investitionsförderungsmaßnahmen in künftigen 
Jahren dürfen nur eingegangen werden, wenn der Haushalts­
plan hierzu ermächtigt.

(2) Die Verpflichtungsermächtigungen dürfen in der Regel 
zu Lasten der dem Haushaltsjahr folgenden drei Jahre ver­
anschlagt werden, in Ausnahmefällen bis zum Abschluß einer 
Maßnahme; sie sind nur zulässig, wenn durch sie der Aus­
gleich künftiger Haushalte nicht gefährdet wird.

(3) Die Verpflichtungsermächtigungen gelten bis zum Ende 
des Haushaltsjahres und, wenn die Haushaltssatzung für das 
folgende Haushaltsjahr nicht rechtzeitig öffentlich bekannt- 
gemacht wird, bis zum Erlaß dieser Haushaltssatzung.

§44
Kreditaufnahme

(1) Kredite dürfen unter der Voraussetzung des § 35 Ab­
satz 3 nur im Vermögenshaushalt und nur für Investitionen, 
Investitionsförderungsmaßnahmen und zur Umschuldung 
aufgenommen werden.

(2) Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen 
bedarf im Rahmen der Haushaltssatzung der Genehmigung 
der Rechtsaufsichtsbehörde. Die Gesamtgenehmigung soll 
unter den Grundsätzen einer geordneten Haushaltswirtschaft 
erteilt oder versagt werden; sie kann unter Bedingungen und 
Auflagen erteilt werden. Sie ist in der Regel zu versagen, 
wenn die Kreditverpflichtungen mit der dauernden Leistungs­
fähigkeit der Gemeinde nicht im Einklang stehen.

(3) Die Kreditermächtigung gilt bis zum Ende des auf das 
Haushaltsjahr folgenden Jahres und, wenn die Haushaltssat­
zung für das übernächste Jahr nicht rechtzeitig erlassen wird, 
bis zum Erlaß dieser Haushaltssatzung.

(4) Die Aufnahme der einzelnen Kredite, deren Gesamt­
betrag nach Absatz 2 genehmigt wurde, bedarf der Geneh­
migung der Rechtsaufsichtsbehörde, sobald die Kreditauf­
nahmen gesetzlich beschränkt sind. Die Einzelgenehmigung 
kann nach Maßgabe der Kreditbeschränkungen versagt wer­
den.

(5) Durch Rechtsvorschrift kann die Aufnahme von Kre­
diten von der Einzelgenehmigung der Rechtsaufsichtsbehörde 
abhängig gemacht werden mit der Maßgabe, daß die Geneh­
migung versagt werden kann, wenn die Kreditbedingungen

die Entwicklung am Kreditmarkt ungünstig beeinflussen oder 
die Versorgung der Gemeinden mit wirtschaftlich vertretba­
ren Krediten stören könnten.

(6) Die Begründung einer Zahlungsverpflichtung, die wirt­
schaftlich einer Kreditverpflichtung gleichkommt, bedarf der 
Genehmigung der Rechtsaufsichtsbehörde. Absatz 2 Satz 2 
und 3 gilt sinngemäß. Eine Genehmigung ist nicht erforder­
lich für die Begründung von Zahlungsverpflichtungen im 
Rahmen der laufenden Verwaltung.

(7) Die Gemeinde darf zur Kreditsicherung keine Sicher­
heiten bestellen. Ausnahmen sind zulässig, wenn die Bestel­
lung von Sicherheiten der Verkehrsübung entspricht.

§45
Sicherheiten und Gewährleistung für Dritte

(1) Die Gemeinde darf keine Sicherheiten zugunsten Dritter 
bestellen. Die Rechtsaufsichtstoehörde darf Ausnahmen zu­
lassen.

(2) Die Gemeinde 'darf Bürgschaften und Verpflichtungen 
aus Gewährverträgen nur zur Erfüllung ihrer Aufgaben über­
nehmen. Die Rechtsgeschäfte bedürfen der Genehmigung der 
Rechtsaufsichtsbehörde, soweit sie nicht im Rahmen der lau­
fenden Verwaltung abgeschlossen werden.

(3) Absatz 2 gilt sinngemäß für Rechtsgeschäfte, die den in 
Absatz 2 genannten Rechtsgeschäften wirtschaftlich gleich­
kommen, insbesondere für die Zustimmung zu Rechtsgeschäf­
ten Dritter, aus denen der Gemeinde in künftigen Haushalts­
jahren Verpflichtungen zur Leistung von Ausgaben erwachsen 
können.

(4) Die oberste Rechtsaufsichtsbehörde kann die Genehmi­
gung allgemein erteilen für Rechtsgeschäfte, die

1. von der Gemeinde zur Förderung des Städte- und Woh­
nungsbaues eingegangen werden,

2. den Haushalt der Gemeinde nicht besonders belasten.

§46
Kassenkredite

(1) Zur rechtzeitigen Leistung ihrer Ausgaben kann die Ge­
meinde Kassenkredite bis zu dem in der Haushaltssatzung 
festgesetzten Höchstbetrag aufnehmen, soweit für die Kasse 
keine anderen Mittel zur Verfügung stehen. Die Ermächti­
gung gilt weiter, bis die Haushaltssatzung für das folgende 
Jahr erlassen ist.

(2) Der in der Haushaltssatzung festgesetzte Höchstbetrag 
bedarf der Genehmigung durch die Rechtsaufsichtsbehörde, 
wenn er ein Sechstel der im Verwaltungshaushalt veranschlag­
ten Einnahmen übersteigt.

§47
Rücklagen

Die Gemeinde hat zur Sicherung der Haushaltswirtschaft 
und für Zwecke des Vermögenshaushaltes Rücklagen in an­
gemessener Höhe zu bilden. Rücklagen für andere Zwecke 
sind zulässig.

§48
Erwerb und Verwaltung von Verwaltungs­

und Betriebsvermögen der Gemeinden
(1) Die Gemeinde soll Vermögen nur erwerben, soweit dies 

zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist.
(2) Das Vermögen ist pfleglich und wirtschaftlich zu ver­

walten und ordnungsgemäß nachzuweisen. Bei Geldanlagen 
ist auf eine ausreichende Sicherheit zu achten; sie sollen einen 
angemessenen Ertrag bringen.

§49
Veräußerung von Vermögensgegenständen

(1) Die Gemeinde darf Vermögensgegenstände, die sie zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben nicht braucht, veräußern. Vermö-


